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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Förderung der Unternehmensbeteiligungen durch 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaften 

(Förderungsgesetz) 

(Gesetzentwurf der Abgeordneten Pieroth^ Katzer, Dr. 
Burgbacher, Dr. von Bismarck, Dr. Finger, Vogt und der 
Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Der Zugang zum Markt für Eigenkapital für die nicht-börsen- 
fähigen Unternehmen muß verbessert werden. Gleichzeitig 
sollen heute breitere Schichten Eigentum an Unternehmen er- 
werben können. Beide Ziele werden durch das Gesetz über 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaften gefördert. Schwierig- 
keiten bleiben jedoch für Beteiligungen von kleineren und mitt- 
leren Unternehmen bestehen, da hier vergleichsweise mit höhe- 
ren Verwaltungskosten und Risiken gerechnet werden muß. 


B. Lösung 

Wenn eine Unternehmensbeteiligungsgesellschaft nach dem 
UBGG Beteiligungen an deutschen Unternehmen der mittleren 
Wirtschaft aufnimmt und öffentlich darüber Zertifikate ausgibt, 
werden die Beteiligungen bei der Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft gefördert. 

Durch die Förderungsmethode wird zum einen der besondere 
Verwaltungsaufwand beim Erwerb von Beteiligungen durch 
einen staatlichen Zuschuß vermindert; zum anderen gleicht ein 
Zinszuschuß, der den Zertifikatinhabern gutgeschrieben wird, 
das höhere Risiko dieser Beteiligungen aus. 
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C. Kosten 

Die anfallenden Kosten stellen eine ergänzende Alternative der 
Förderung der Beteiligungen durch die Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft dar: 

a) für die mittlere Wirtschaft 

b) für die Vermögensbildung breiter Schichten 

Die Kosten bedeuten also eine teilweise Gleichstellung der 
Förderung der Beteiligungsvergabe der Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft mit der Förderung nach der ERP-Mittel- 
Vergabe und sind ferner Kosten der Vermögensbildung zur 
Streuung des Eigentums an Unternehmen. 

Ausgehend davon, daß 50 Vo der Beteiligungen der Unterneh- 
mensbeteiligungsgesellschaften nach dem UBGG gefördert 
werden, fallen an Kosten an: 

pro 500 Millionen DM Beteiligungsbetrag der Unternehmens- 
beteiligungsgesellschaft 

a) einmalig ein Verwaltungskostenzuschuß in Höhe von 
5,2 Millionen DM, 

b) jährlich ein Zinskostenzuschuß in Höhe von 5 Millionen DM. 
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Antrag 

der Abgeordneten Pieroth, Katzer, Dr. Burgbacher, Dr. von Bis- 
marck, Dr. Finger, Vogt und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Förderung der Unternehmensbeteiligungen durch Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaften 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Allgemeine Grundsätze 

Zur Verbesserung der Kapitalstruktur der mitt- 
leren Wirtschaft durch erleichterten Zugang zum 
Kapitalmarkt und zur breiten Streuung des Eigen- 
tums am arbeitenden Kapital der deutschen Unter- 
nehmen werden Beteiligungen von Unternehmens- 
beteiligungsgesellschaften durch 

a) Verwaltungskostenzuschüsse und 

b) Zinszuschüsse 
gefördert. 

§ 2 

Berechtigung zur Inanspruchnahme 

(1) Eine Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
nach dem Gesetz über Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaften (UBGG) erhält für Beteiligungen an 
Unternehmen mit Sitz und Hauptgeschäftsführung 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes eine finanzielle 
Förderung nach § 1, wenn die Beteiligung für Rech- 
nung eines Sondervermögens der Unternehmens- 
beteiligungsgesellschaft nach dem UBGG oder zur 
Einbringung in ein solches Sondervermögen er- 
worben wird. 


(2) Schließen Dritte einen Beteiligungsvertrag ab, 
in dem die Übereignung der Beteiligung an eine 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaft innerhalb 
von drei Jahren im Vertrag vorgesehen ist, gilt die 
Förderung nach Absatz 1 für den Dritten ent- 
sprechend. 

§ 3 

Begünstigte Beteiligungen 

Die finanzielle Förderung wird für Beteiligungen 
nach § 9 Abs. 1 Buchstaben a bis e UBGG gewährt, 
sofern das beteiligungsgebende Unternehmen bei 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaften nach dem 
UBGG insgesamt Beteiligungen von nicht mehr als 
500 000 Deutsche Mark eingeht. Bildet das Unter- 
nehmen mit anderen Unternehmen einen Konzern, 
so sind die Beteiligungen des Konzerns für die 
Förderungswürdigkeit nach Satz 1 entscheidend. 

§ 4 

Vergabe von Verwaltungskostenzuschüssen 

(1) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft er- 
hält einen Verwaltungskostenzuschuß bei Erwerb 
einer geförderten Beteiligung nach § 3. 

(2) Der Verwaltungskostenzuschuß beträgt ein- 
malig 10 vom Hundert des für die Beteiligung 
gezahlten Betrages, jedoch nicht mehr als 5000 
Deutsche Mark. 
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(3) Eine Unternehmensbeteiligungsgesellschaft, 
die an einem Unternehmen beteiligt ist, erhält für 
eine neue Beteiligung an diesem Unternehmen kei- 
nen Verwaltungskostenzuschuß. Satz 1 gilt ent- 
sprechend, wenn zwischen der Aufhebung des 
letzten Beteiligungsverhältnisses und dem Eingehen 
eines neuen Beteiligungsverhältnisses weniger als 
drei Jahre liegen. 

§ 5 

Vergabe von Zinszuschüssen 

(1) Zur Verbesserung der Rentabilität der Anteil- 
scheine an einem Sondervermögen, das nach diesem 
Gesetz förderungswürdige Beteiligungen erwirbt, 
erhält die Untemehmensbeteiligungsgesellschaft 
einen jährlichen Zinszuschuß. Der Zinszuschuß be- 
trägt zwei vom Hundert des für den Erwerb einer 
nach § 3 begünstigten Beteiligung gezahlten Be- 
trages. 

(2) Die Zinszuschüsse werden gewährt, wenn die 
Beteiligungen in ein Sondervermögen einer Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaft nach dem UBGG 
eingebracht sind und über die Gegenstände des 
Sondervermögens Anteilscheine öffentlich aus- 
gegeben werden, die zur Anlage nach dem Beteili- 
gungslohngesetz *) § 3 d vorgesehen sind. 


(3) Die Zinszuschüsse werden der Unternehmens- 
beteiligungsgesellschaft für das Sondervermögen, 
für dessen Rechnung die Beteiligungen erworben 
sind, ausgezahlt. Die Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft hat die Zuschüsse dem Sondervermögen 
ohne Abzug gutzuschreiben. 

§ 6 

Antragstellung 

(1) Die Anträge auf finanzielle Förderung von 
Beteiligungen sind von der Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft beim Bundesministerium für 
Finanzen einzureichen. 

(2) Die Anträge sind innerhalb einer Frist von 
drei Monaten nach Antragstellung zu bescheiden. 

§ 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 8 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 26. Juni 1972 


Pieroth 

Katzer 

Dr. Burgbacher 
Dr. von Bismarck 
Dr. Finger 
Vogt 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeine Begründung 

In der praktischen Durchführung der Beteiligungs- 
vergabe durch Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaften ergab sich, daß Beteiligungen von geringe- 
rer Höhe unverhältnismäßig hohe Anlaufkosten 
verursachen und wegen der besonderen Abhängig- 
keit des Unternehmenserfolges von der Person des 
Unternehmers mit einem höheren Risiko verbunden 
sind. Für die Unternehmensbeteiligungsgesellschaf- 
ten sollen dennoch die Beteiligungen an deutschen 
Unternehmen der mittleren Wirtschaft möglichst in 
gleichem Umfang rentabel sein wie hohe Beteili- 
gungsbeträge. In einem Förderungsgesetz sind da- 
her Verwaltungskosten- und Zinszuschüsse vor- 
gesehen. 

Der Zinszuschuß kommt dem Sondervermögen und 
damit den Anlegern zugute. So erhalten sich die 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaften ihre Ren- 
tabilität und Attraktivität für die Anleger auch 
dann, wenn sie sich an Unternehmen der mittleren 
Wirtschaft engagieren. Und damit soll sichergestellt 
werden, daß die Einführung der Unternehmens- 
beteiligungsgesellschaft auch tatsächlich zu einer 
Gleichstellung der Unternehmen aller Größen- 
ordnungen bei der Kapitalbeschaffung führt und für 
die kleinen Unternehmen institutioneile Schranken 
des Kapitalmarktzugangs voll beseitigt werden. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

In den allgemeinen Grundsätzen werden die Be- 
günstigten und die Begünstigungsart bestimmt. 

Zu § 2 

In § 2 wird bestimmt, daß die Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft die finanzielle Förderung erhält. 


Nach Absatz 2 wird auch ein Dritter (z. B. eine 
Kapitalbeteiligungsgesellschaft nach bestehendem 
Recht) begünstigt, wenn die Beteiligungen zu einem 
späteren Zeitpunkt in ein Sondervermögen einer 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaft nach dem 
UBGG eingebracht werden. 


Zu § 3 

Die Beteiligungen, die gefördert werden, müssen 
entsprechend dem vermögenspolitischen Zweck eine 
„echte" Beteiligungsform darstellen (nach § 9 Abs. 1 
Buchstaben a bis e UBGG), sie sollen aber noch nicht 
an der Börse gehandelt werden. 

Zu § 4 

Die doppelte Begrenzung des Verwaltungskosten- 
zuschusses ist notwendig, damit die Förderung nicht 
durch Stückelung von „großen" Beteiligungen ihren 
besonderen Charakter verliert. 

Der Verwaltungskostenzuschuß fließt als teilweise 
Erstattung des Aufwandes der Untemehmensbeteili- 
gungsgesellschaft und nicht ihrem Sondervermögen 
zu. 


Zu § 5 

Da das Risiko für die erworbenen Beteiligungen im 
einzelnen nicht ex ante feststellbar ist, wird zu 
seinem Ausgleich für den Gesamtbestand der för- 
derungswürdigen Beteiligungen ein — verhältnis- 
mäßig niedriger — ■ genereller Zinszuschuß gewährt. 
Und da das Risiko vom Sondervermögen, d. h. von 
den Anteilinhabern, getragen wird, fließt auch der 
Zinszuschuß in voller Höhe dem Sondervermögen 
zu. 
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